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auf hin, dass die Ausfuhr Italiens nach ändern Ländern infolge von Devisenmass­
nahmen, Währungsentwertungen etc. ganz andere Einbussen erlitten hätte, ohne 
dass als Gegenwert eine für Italien äusserst wertvolle Stabilisierung der Restliefe­
rungen vorhanden sei.

Der Bundesrat könnte es nicht verstehen, führte ich weiter aus, wenn sich die 
italienische Regierung, angesichts ihrer so ungewöhnlich günstigen Bilanz mit 
der Schweiz, weigere, uns die Möglichkeit zu geben, unsere Seiden- und Kunstsei­
denzölle, die schon in normalen Zeiten ganz ungewöhnlich niedrig waren, in der 
gegenwärtigen Krisenzeit dem Niveau der Ansätze der ändern Länder anzupassen.

Was schliesslich die Position Salami anbelangt, so hob ich hervor, dass die 
Schweiz ja  die Einfuhr aus veterinärpolizeilichen Gründen vollständig hätte sper­
ren oder durch Einführung eines besonders niedrigen Kontingents noch wesent­
lich stärker hätte drosseln können, ohne dass Italien praktisch die Möglichkeit ge­
habt hätte, dagegen ohne Gefährdung seiner ganzen Ausfuhr nach der Schweiz 
zu remonstrieren. Wir hätten diesen Weg nicht beschritten, sondern der italieni­
schen Regierung unsere Nöte und W ünsche offen und freundschaftlich dargelegt 
und sie um Entgegenkommen gebeten. Man soll uns nicht zwingen diesen Weg zu 
verlassen und Italien gegenüber Massnahmen zu ergreifen, die wir ändern Staaten 
gegenüber längst angewendet haben. Selbstverständlich sei eine Lösung der 
Schwierigkeiten nur möglich, wenn sich die italienische Regierung sehr grosszü­
gig einstelle und vom Gedanken ausgehe, es sei besser, eine verhältnismässig ge­
ringe Verminderung des Aktivsaldos mit der Schweiz in Kauf zu nehmen, um sich 
den grossen Rest zu sichern, als uns zu Schritten zu treiben, die zu einer unend­
lich viel grössern Drosselung der Ausfuhr nach der Schweiz führen müssten.

Ich glaube, dass meine Darlegungen auf die beiden Herren Eindruck gemacht 
haben. Jedenfalls erklärten sie sich bereit, die drei aufgeworfenen Fragen sehr 
rasch und wohlwollend in Bearbeitung zu nehmen und uns bis spätestens Ende 
dieses Monats bestimmte Antwort zu erteilen.
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Le Président du Directoire de la Banque nationale, G. Bachmann, 
au Chef du Département des Finances, J.-M.Musy

Copie
L  Sr/AK Zürich, 12. Juli 1932

In der Angelegenheit der Abänderung des ungarisch-schweizerischen Clearing­
abkommens 1 beehren sich die an den Verhandlungen in Budapest und Zürich be-

1. Un arrangement modifiant l ’accord de clearing entre la Suisse et la Hongrie a été conclu à 
Zurich le 28 juin précédent (RO, 1932, vol. 48, p .384).

Sur les négociations de clearing avec la Hongrie, cf. aussi nos 158 et 170.
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teiligten Funktionäre der Nationalbank, Ihnen folgende Bemerkungen zur gefl. 
Kenntnisnahme und Prüfung zu unterbreiten.

Wir sind von den Bedenken und Widerständen, die nunmehr nachträglich von 
der Eidgenössischen Getreideverwaltung gegen die behördliche Ratifizierung des 
abgeänderten Clearingabkommens erhoben werden, unterrichtet worden.

Wie Sie wissen, wurden die Abänderungsvorschläge, die in den beiden Erklä­
rungen der Unterhändler vom 28. M ai2 und 28 .Jun i3 a.c. für den ungarisch­
schweizerischen Notenwechsel enthalten sind, anlässlich der Verhandlungen mit 
den Vertretern Ungarns, teils unter Beisein eines Delegierten des Eidg. Volkswirt- 
schaftsdepartementes, Herrn Dr. Vieli, teils in gemeinsamen Beratungen mit den 
von der Eidg. Getreideverwaltung abgesandten Sachverständigen, den Herren 
Böhi und Wehrli (Müller), Dr. Fleischmann und Liechti (Getreidehändler), abge­
fasst.

Ganz abgesehen davon, dass die gegen die getroffenen Vereinbarungen gerich­
tete Kritik einer Desavouierung der schweizerischen Unterhändler ähnlich sieht, 
ist vor allem hervorzuheben, dass die daraus resultierenden Schwierigkeiten eine 
unmittelbare Gefährdung der bestehenden Clearingverhältnisse in sich schliessen, 
über deren Tragweite man sich mit Rücksicht auf die ohnehin schon stark be­
troffenen Exportinteressen wohl Rechenschaft geben muss.

Wie sehr sich die Verhältnisse im Clearingverkehr in den letzten Wochen und 
Monaten verschlimmert haben, mögen folgende Zahlen darlegen:

Seit dem 7. April 1932, welches Datum in die Zeit der ersten Verhandlungen 
mit Ungarn fällt, stieg der Betrag des Saldos der schweizerischen Exportförderun­
gen, die von den ungarischen Warenschuldnern bei der Ungarischen National­
bank erlegt wurden, von 6,62 Millionen Franken auf 9,44 Millionen Franken am 
7.Juli a.c. Dazu kommen an diesem Tage angemeldete, bei der Ungarischen 
Nationalbank noch nicht einbezahlte Forderungen in der Höhe von Fr. 7,3 Millio­
nen, so dass sich der Forderungsbetrag am 7 .Juli a.c. insgesamt auf Fr. 16,77 
Millionen erhob. Um den Betrag des bei der Ungarischen Nationalbank liegenden 
Forderungssaldos von Fr. 9,44 Millionen auf Grund des jetzigen Vertei­
lungsschlüssels von einem Drittel zugunsten der Schweiz, und zwei Drittel zugun­
sten Ungarns abbezahlen zu können, wäre eine Einfuhr aus Ungarn in der Höhe 
von Fr. 28,3 Millionen erforderlich. Berücksichtigt man dazu die bei der Ungari­
schen Nationalbank noch nicht einbezahlten Beträge von Fr. 7,3 Millionen, so 
würde die Abdeckung des gesamten Guthaben-Saldos in Ungarn eine Einfuhr 
von F r .50,1 Millionen bedingen. Vom Januar bis Mai a.c. betrug die durch­
schnittliche monatliche Einfuhr Fr. 1,3 Millionen. Auf Grund der gegenwärtigen 
Einfuhr würde somit die Heimschaffung der bei der Ungarischen Nationalbank 
liegenden Guthaben schweizerischer Exporteure eine Zeitdauer von nahezu zwei 
Jahren beanspruchen. W ährend bis am 7. Juli bei der Ungarischen Nationalbank 
für 12,67 Millionen Franken einbezahlt wurden, erreichten am selben Tage die an

2 . Non retrouvé.
3 . Non reproduit.
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die schweizerischen Exporteure ausbezahlten Beträge auf Grund der jetzigen 
Clearingbestimmungen insgesamt erst 3,23 Millionen Franken.

Es ist augenscheinlich, dass eine Abtragung des beständig anwachsenden 
Guthabensaldos zugunsten der Schweiz ohne Abänderung des Clearingabkom­
mens nicht ins Auge gefasst werden kann. Diese hinwiederum bedingt aber gewis­
se Verpflichtungen seitens der Schweiz, vorübergehend den Import aus Ungarn 
zu steigern, während anderseits Ungarn einem weitern Anschwellen des Gutha­
bensaldos mittelst Dekretierung von Einfuhrbeschränkungen vorzubeugen ver­
sucht.

Einer Änderung des Handelsverkehrs im Sinne der zeitweiligen Einfuhrverstär­
kung von ungarischen Produkten kann nur so wirksame Gestalt verliehen wer­
den, dass man die Einfuhrsteigerung bei den zwei wichtigsten Positionen, nämlich 
bei den Ochsen und beim Getreide, vornimmt. Die Steigerung anderer Importe 
kann in Anbetracht des hohen, abzutragenden Guthabensaldos nur komple­
mentären Charakter haben.

Wir dringen ganz besonders auf die Berücksichtigung dieser Forderung, weil 
mit dem Abschluss des Clearingabkommens und seiner Durchführung zwangs­
läufig eine gewisse Verantwortung des Bundes und der Nationalbank verbunden 
ist. Es ist längst kein Geheimnis mehr, dass das ungarisch-schweizerische Clea­
ringabkommen die Erwartungen hüben und drüben, so gut bei der Nationalbank 
wie in den Exportkreisen, getäuscht hat.

Was zum ersten die Forderung der Vieheinfuhr anbelangt, ist in den Verhand­
lungen von Ende Mai dieses Jahres, denen auch Herr Dr. Flückiger, Direktor des 
eidg. Veterinäramtes, beigewohnt hat, den Ungarn eine Einfuhr von insgesamt 
2400 Stück Ochsen bis Ende August 1932 zugesagt worden, was einer wöchentli­
chen Einfuhr von rund 220 Stück Ochsen entspricht.

Es hat überrascht, dass trotz dieses Versprechens einer amtlichen Meldung 
gemäss ab 25. Juli neuerdings eine vollständige Einfuhrsperre für Vieh verhängt 
werden soll. Damit bleibt eine der Bedingungen, mit der die Schweiz die Erhö­
hung der ihr aus den Einzahlungen bei der schweizerischen Nationalbank zuste­
henden Quote von einem Drittel auf zwei Drittel erkaufte, unerfüllt, was an und 
für sich schon einer erheblichen Beeinträchtigung des an den Verhandlungen zu­
gunsten der schweizerischen Exportgläubiger erzielten Erfolges gleichkommt.

Weit schwerwiegender aber wäre die Tatsache, wenn nun auch in bezug auf 
den Getreideimport, der nach der Erklärung vom 28. Juni a.c. gegenüber der Ein­
fuhr von Ende Mai a.c. eine beträchtliche Steigerung erfahren würde, noch weite­
re Abstriche an den vereinbarten Kontingenten vorgenommen würden. Wie be­
reits erwähnt, nahmen an den Verhandlungen, die dazu geführt haben, Ungarn 
ein Getreidekontingent von insgesamt 67 500 Tonnen Getreide zuzusprechen, die 
von Mitte Juli 1932 bis Ende Februar 1933 zur Einfuhr gelangen sollten, neben 
Herrn Dr.Vieli als Vertreter des Eidg. Volkswirtschaftsdepartements, auch die 
eingangs genannten Herren Böhi, Wehrli, Dr. Fleischmann, und Liechti als Sach­
verständige der Eidg. Getreideverwaltung, teil. Diese Verhandlungen konnten nur 
unter der Bedingung zu einem günstigen Abschluss geführt werden, dass die 
Schweiz zur Bezahlung eines kleinen Überpreises auf den Weltmarktpreis der
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betr. Qualität Getreide einwilligte. Die Grundlage der Verhandlungen bildete die 
Erklärung von Herrn Dr. Vieli, Vertreter des Eidg. Volkswirtschaftsdepartemen- 
tes, gemäss welcher man in Bern mit der Bezahlung eines Überpreises unter der 
Voraussetzung einverstanden sei, dass dadurch der gegenwärtige Brotpreis keine 
Erhöhung erfahre. Diese Stellungnahme Berns wurde damit begründet, dass die 
derzeitigen Getreidepreise einen Brotpreisabschlag ermöglichen würden. Der U n­
garn zu bewilligende Überpreis stellt somit nach den Erklärungen des behördli­
chen Vertreters und der Sachverständigen eine ungefähre Kompensation des be­
stehenden, im Brotpreis aber noch nicht eskomptierten Rückganges des Getreide­
preises dar.

W ährend bei der Abklärung der Frage über die Begrenzung dieses Preiszu­
schlages die Sachverständigen der Ansicht waren, dass eine Überzahlung des un­
garischen Getreides in der Höhe von Fr. 2.50 pro 100 Kilogramm auf der Basis 
eines Grundpreises von Fr. 13.75 pro 100 Kilogramm M anitoba II Atlantic den 
Brotpreis in der Schweiz nicht erhöhen würde, vertraten die schweizerischen Un­
terhändler den Standpunkt, dass zur Wahrung aller Vorsicht der Grundpreis des 
Getreides maximal auf Fr. 12.50 pro 100 Kilogramm festgesetzt werden soll. A uf 
diese Weise soll unter allen Umständen verhindert werden, dass lediglich wegen 
der Abnahme ungarischen Getreides eine Steigerung des Brotpreises eintrete. Es 
blieb somit seitens der schweizerischen Unterhändler nichts unversucht, die Inter­
essen unseres Landes in weitgehendstem Masse zu wahren. Dies berechtigt wohl 
zur Annahme, dass es nicht allzu schwer fallen sollte, eine loyale Einhaltung der 
Versprechen, die den ungarischen Vertretern mitgegeben wurden, zuzusichern. 
Andernfalls würde die Lage im Clearingverkehr mit Ungarn für die Schweiz auf 
die Dauer nachgerade unhaltbar werden, und es bliebe alsdann als einziger A us­
weg aus der heutigen Situation die Kündigung des Abkommens, zu dessen Liqui­
dierung aber wiederum eine Reihe beträchtlicher Schwierigkeiten zu überwinden 
wären. Die Kündigung wäre aber einer nochmaligen Verschlechterung des 
Abkommens bei weitem vorzuziehen.

Wir bitten Sie, hochgeachteter Herr Bundesrat, diesen dargelegten Tatsachen 
Ihre volle Aufmerksamkeit zu schenken und Ihren Einfluss im Hinblick auf die 
für den Abschluss des redigierten Abkommens erforderlichen Beschlüsse im Sin­
ne der Genehmigung der Vorschläge der schweizerischen Unterhändler geltend 
machen zu wollen.

dodis.ch/45724dodis.ch/45724

http://dodis.ch/45724

	Bd10_00000504
	Bd10_00000505
	Bd10_00000506
	Bd10_00000507

